
MiZi: 5 Mitteilungen über Grundbucheintragungen zu steuerlichen Zwecken

5  Mitteilungen über Grundbucheintragungen zu steuerlichen Zwecken 
 
(1) 1Mitzuteilen sind

1.  die Eintragung eines neuen Eigentümers oder Erbbauberechtigten sowie bei einem anderen als 
rechtsgeschäftlichen Erwerb auch dessen Anschrift, soweit nicht der Erwerb nach den Vorschriften des 
Zuordnungsrechts erfolgt;

 
2.  die Eintragung der Begründung von Wohnungseigentum oder Teileigentum;

 
3.  die Eintragung der Begründung eines Erbbaurechts, Wohnungserbbaurechts oder Teilerbbaurechts

 
(§§ 29 Absatz 4 Satz 1, 229 Absatz 4 Satz 1 BewG).
2Bei einer Eintragung aufgrund Erbfolge ist zugleich das Jahr anzugeben, in dem der Erblasser verstorben 
ist (§§ 29 Absatz 4 Satz 3, 229 Absatz 4 Satz 3 BewG). 3Bei Eintragung eines neuen Eigentümers aufgrund 
eines von einer ausländischen Behörde oder zuständigen Stelle erteilten Europäischen Nachlasszeugnisses 
ist dies dem zuständigen Erbschaftsteuer-Finanzamt mitzuteilen (§ 34 Absatz 1 ErbStG).

(2) Mitzuteilen ist in den Fällen des Absatzes 1 Nummern 2 und 3 auch der Tag des Eingangs des 
Eintragungsantrags bei dem Grundbuchamt (§§ 29 Absatz 4 Satz 2, 229 Absatz 4 Satz 2 BewG).

(3) 1Die Mitteilungen nach Absatz 1 und 2 sind an die für die Feststellung des Grundsteuerwertes und an 
die für die Feststellung des Grundbesitzwertes zuständigen Finanzbehörden zu richten und sollen über die 
für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständige Behörde oder über eine sonstige Behörde, die das 
amtliche Verzeichnis der Grundstücke (§ 2 Absatz 2 der Grundbuchordnung) führt, weitergeleitet werden. 
2Sie sind nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle zu übermitteln 
(§ 229 Absatz 6 Satz 1 BewG). 3Die Daten sind laufend, mindestens alle drei Monate zu übermitteln (§ 229 
Absatz 6 Satz 2 BewG). 4Mitteilungen sind in den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 schriftlich an das 
zuständige Erbschaftsteuer-Finanzamt zu richten (§ 34 Absatz 1 ErbStG). 5Beginn und Einzelheiten der 
elektronischen Übermittlung sind nach erfolgter Festlegung durch das Bundesministerium der Finanzen 
dem Bundesanzeiger und dem Bundessteuerblatt zu entnehmen.

(4) 1Die betroffenen Personen sind vom Inhalt der Mitteilungen zu unterrichten (§§ 29 Absatz 5 Satz 1, 229 
Absatz 5 Satz 1 BewG). 2Eine Unterrichtung kann unterbleiben, soweit den Finanzbehörden Umstände aus 
dem Grundbuch, den Grundakten oder aus dem Liegenschaftskataster mitgeteilt werden (§§ 29 Absatz 5 
Satz 2, 229 Absatz 5 Satz 2 BewG).

Anmerkung:

  In Baden-Württemberg ergeben sich die entsprechenden Rechtsgrundlagen aus § 23 Absätze 2 bis 4 
Landesgrundsteuergesetz (anstelle § 229 Absätze 4 bis 6 BewG).

 
  In Bayern können Mitteilungen nach Absatz 1 unterbleiben, wenn der jeweiligen Eintragung im 
Grundbuch ein nach § 18 GrEStG anzeigepflichtiger Vorgang vorausgegangen ist.

 
  In Brandenburg werden die Anforderungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 unter den Vorbehalt gestellt, dass 
der Beginn und die Einzelheiten der elektronischen Übermittlung zunächst in einem Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen festzulegen sind, das im Bundesanzeiger und im Bundessteuerblatt 
veröffentlicht wird (§§ 29 Absatz 6 Satz 3 und 4, 229 Absatz 6 Satz 3 und 4 BewG). Bis zur Wirksamkeit 
der in diesem Schreiben getroffenen Bestimmungen werden die Mitteilungen den zuständigen 
Finanzbehörden direkt übermittelt. Die Übermittlung kann in Papierform erfolgen.

 
  In Bremen werden die Mitteilungen nach Absatz 1 über das Katasteramt erstattet.

 



  In Hamburg werden die Mitteilungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 über den Landesbetrieb 
Geoinformation und Vermessung erstattet. Nicht mitzuteilen ist das Datum nach Absatz 2.

 
  In Hessen erfolgen Mitteilungen nach Absatz 1 Nummer 1 nur in Erbfällen unter Angabe des Jahres, in 
dem der Erblasser verstorben ist.

 
  In Mecklenburg-Vorpommern werden die Anforderungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 unter den Vorbehalt 
gestellt, dass der Beginn und die Einzelheiten der elektronischen Übermittlung zunächst in einem 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen festzulegen sind, das im Bundesanzeiger und im 
Bundessteuerblatt veröffentlicht wird (§§ 29 Absatz 6 Satz 3 und 4, 229 Absatz 6 Satz 3 und 4 BewG). Bis 
zur Wirksamkeit der in diesem Schreiben getroffenen Bestimmungen werden die Mitteilungen den 
zuständigen Finanzbehörden direkt in Papierform übermittelt.

 
  In Niedersachsen werden die Mitteilungen über die Vermessungs- und Katasterbehörden erstattet.

 
  In Nordrhein-Westfalen werden die Mitteilungen nach Absatz 1 über die Katasterämter erstattet.

 
  In Rheinland-Pfalz werden die Mitteilungen über die Katasterämter erstattet.

 
  In Sachsen können die Mitteilungen nach Absatz 1 unterbleiben, wenn der jeweiligen Eintragung im 
Grundbuch ein nach § 18 GrEStG anzeigepflichtiger Vorgang vorausgegangen ist.

 
  In Sachsen-Anhalt werden die Mitteilungen über das Landesamt für Vermessung und Geoinformation 
Sachsen-Anhalt zugeleitet; Verwendung findet das Verfahren „Geodatendienst Liegenschaftskataster“.

 
  In Schleswig-Holstein werden die Anforderungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 unter den Vorbehalt 
gestellt, dass der Beginn und die Einzelheiten der elektronischen Übermittlung zunächst in einem 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen festzulegen sind, das im Bundesanzeiger und im 
Bundessteuerblatt veröffentlicht wird (§§ 29 Absatz 6 Satz 3 und 4, 229 Absatz 6 Satz 3 und 4 BewG). Bis 
zur Wirksamkeit der in diesem Schreiben getroffenen Bestimmungen werden die Mitteilungen den 
zuständigen Finanzbehörden direkt übermittelt. Die Übermittlung kann in Papierform erfolgen. Mitteilungen 
nach Absatz 1 können unterbleiben, wenn der jeweiligen Eintragung im Grundbuch ein nach § 18 GrEStG 
anzeigepflichtiger Vorgang vorausgegangen ist.

 


